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§ 29 ZaDiG 2018 Aufsicht im Rahmen
der Niederlassungs- und
Dienstleistungsfreiheit

 ZaDiG 2018 - Zahlungsdienstegesetz 2018

 Berücksichtigter Stand der Gesetzgebung: 13.08.2026

1. (1)Die FMA kann die zuständige Behörde eines anderen Mitgliedstaates um Zusammenarbeit bei einer

Überprüfung vor Ort oder einer Ermittlung ersuchen. Erhält die FMA ein Ersuchen um eine Überprüfung vor Ort

oder eine Ermittlung, so hat sie im Rahmen ihrer Befugnisse tätig zu werden, indem sie

1. 1.die Überprüfungen oder Ermittlungen selbst vornimmt oder der Oesterreichischen Nationalbank überträgt

oder

2. 2.der ersuchenden Behörde die Durchführung der Überprüfung oder Ermittlung gestattet oder

3. 3.Wirtschaftsprüfern oder Sachverständigen im behördlichen Auftrag die Durchführung der Überprüfung

oder Ermittlung gestattet.

2. (2)Die FMA kann Zahlungsinstituten, die über Agenten oder Zweigstellen in Österreich tätig sind, vorschreiben,

dass sie der FMA in regelmäßigen Abständen über die in Österreich ausgeübten Tätigkeiten zu berichten haben.

Diese Berichte sind insbesondere für informative oder statistische Zwecke sowie zur Überwachung der Einhaltung

der Vorschriften des 3. und 4. Hauptstücks dieses Bundesgesetzes vorzuschreiben.

3. (3)Die FMA hat anderen zuständigen Behörden die für die Wahrnehmung der Aufgaben der gemäß Art. 22 Abs. 1

der Richtlinie (EU) 2015/2366 benannten zuständigen Behörde erforderlichen Informationen zu übermitteln, die

sich aus diesem Bundesgesetz ergeben, insbesondere bei Zuwiderhandlungen oder mutmaßlichen

Zuwiderhandlungen eines Agenten oder einer Zweigstelle, und wenn diese im Zusammenhang mit der Ausübung

des Rechts auf Dienstleistungsfreiheit erfolgten. Die FMA hat dabei auf Verlangen alle zweckdienlichen

Informationen zu übermitteln und von sich aus alle wesentlichen Informationen vorzulegen, einschließlich

solcher über die Einhaltung der Voraussetzung gemäß § 10 Abs. 1 Z 2 durch das Zahlungsinstitut. Die FMA kann,

wenn sie Informationen mit anderen zuständigen Behörden austauscht, bei der Übermittlung darauf hinweisen,

dass diese Informationen nur mit ihrer ausdrücklichen Zustimmung veröffentlicht werden dürfen. In diesem Fall

dürfen sie nur für die Zwecke, für die die Zustimmung erteilt wurde, ausgetauscht werden.

4. (4)Zahlungsinstitute mit Sitz in einem anderen Mitgliedstaat, die in Österreich über Agenten im Wege der

Niederlassungsfreiheit tätig sind, haben eine zentrale Kontaktstelle in Österreich zu benennen. Diese soll eine

angemessene Kommunikation und Berichterstattung über die Einhaltung der Vorschriften des 3. und

4. Hauptstücks dieses Bundesgesetzes sicherstellen sowie die Beaufsichtigung durch die FMA und die zuständige

Behörde des Herkunftsmitgliedstaates, insbesondere die Übermittlung von Unterlagen und Informationen auf

Verlangen, erleichtern.
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